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VORWORT DES PRÄSIDENTEN

Die Jahresberichte des Europäischen Rechnungshofs - einer 
über den Haushaltsplan und der andere über die Europäischen 
Entwicklungsfonds - unterstützen das Europäische Parlament, 
den Rat und die Bürgerinnen und Bürger Europas bei der Be-
wertung des Managements der öffentlichen Finanzen der EU.

Im Jahr 2012 stand die EU bei der Ausführung ihres Haushalts-
plans mehreren Herausforderungen im Bereich des Finanzma-
nagements gegenüber. Zu diesen gehörte der Umgang mit 
einer wachsenden Anzahl an Abschlusszahlungen, da der der-
zeitige Finanzrahmen sich seinem Ende nähert, sowie mit den 
Auswirkungen von Druck auf die Staatsfinanzen. Insgesamt 
wurden Ausgaben in Höhe von 138,6 Milliarden Euro aus dem 
EU‑Haushalt getätigt.

Die vom Hof geschätzte Fehlerquote für Ausgaben aus dem EU‑Haushalt als Ganzes betrug im Jahr 2012 4,8 % 
(3,9 % im Jahr 2011). In fast allen einzelnen Ausgabenbereichen war ein Anstieg zu verzeichnen. Im Jahr 2012 
waren alle Bereiche, die operative Ausgaben umfassen, in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet.

Die vom Hof geschätzte Fehlerquote ist kein Maß für Betrug, Ineffizienz oder Verschwendung im Zusammen-
hang mit den Ausgaben. Es handelt sich um eine Schätzung der Mittel, die nicht hätten verausgabt werden dür-
fen, da sie nicht in Übereinstimmung mit den betreffenden Rechtsvorschriften eingesetzt wurden. Zu den typi-
schen Fehlern zählen Zahlungen für Ausgaben, die nicht förderfähig waren, oder für Anschaffungen, bei denen 
die Vorschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge nicht ordnungsgemäß angewandt wurden.

Während die EU Ausgabenprogramme für den Finanzrahmen 2014-2020 vorbereitet, sind Ausgaben im Zu-
sammenhang mit beträchtlichen finanziellen Verpflichtungen aus früheren Jahren noch nicht getätigt wor-
den. Dies wird zu einem zusätzlichen Druck auf die Cashflows der EU führen und könnte in den nächsten Jah-
ren das Fehlerrisiko erhöhen. 

Den EU‑Organen und den Mitgliedstaaten bietet sich nun eine wichtige Gelegenheit, die Lehren anzuwenden, 
die im Laufe des derzeitigen Finanzrahmens gezogen wurden, um das EU‑Finanzmanagement in der Laufzeit 
des nächsten Finanzrahmens zu verbessern, und zwar insbesondere dadurch, dass sie die Feststellungen und 
Empfehlungen in Angriff nehmen, die in den Prüfungsberichten des Hofes vermerkt sind. 

Auf der Grundlage solider Nachweise liefert der Rechnungshof eine Zuverlässigkeitsgewähr für das EU‑Finanz-
management, er warnt vor den Risiken und gibt Anleitungen zur Verbesserung. Auf diese Weise leisten wir ei-
nen Beitrag zur Stärkung der EU‑Rechenschaftspflicht gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern.

	

	 Vítor Manuel da SILVA CALDEIRA

	 Präsident des Europäischen Rechnungshofs





3
Überblick über die Prüfung der EU im Jahr 2012 
Kurzinformation zu den Jahresberichten 2012

INHALT

4–15 	 GESAMTERGEBNISSE

5	 KERNAUSSAGEN

6–12	 VORSCHRIFTSGEMÄSSE VERWENDUNG DER EU‑MITTEL

13–15	 EU‑HAUSHALT UND ERGEBNISERBRINGUNG

16–34	 PRÜFUNG DER AUSGABEN UND EINNAHMEN IM EINZELNEN

17–18 	 EINNAHMEN

19–20	 LANDWIRTSCHAFT: MARKTSTÜTZUNG UND DIREKTZAHLUNGEN

21–22	 ENTWICKLUNG DES LÄNDLICHEN RAUMS, UMWELT, FISCHEREI UND GESUNDHEIT

23–25	 REGIONALPOLITIK, ENERGIE UND VERKEHR

26–27	 BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALES

28–29	 AUSSENBEZIEHUNGEN, AUSSENHILFE UND ERWEITERUNG

30–31	 FORSCHUNG UND ANDERE INTERNE POLITIKBEREICHE

32	 VERWALTUNGS- UND SONSTIGE AUSGABEN

33–34	 EUROPÄISCHE ENTWICKLUNGSFONDS (EEF)

35–41	 ERLÄUTERUNGEN UND HINTERGRUNDINFORMATIONEN

36–37	 DER EU‑HAUSHALT 2012

38–39	 DER DAS‑ANSATZ AUF EINEN BLICK

40–41	 DER HOF UND SEINE ARBEIT



4
Überblick über die Prüfung der EU im Jahr 2012 
Kurzinformation zu den Jahresberichten 2012

GESAMTERGEBNISSE



5
Überblick über die Prüfung der EU im Jahr 2012 
Kurzinformation zu den Jahresberichten 2012

KERNAUSSAGEN

AUSZUG AUS DER ZUVERLÄSSIGKEITSERKLÄRUNG

Nach Beurteilung des Hofes stellen die konsolidierten Rechnungsabschlüsse der Europäischen Union die 
Vermögens- und Finanzlage der Union zum 31. Dezember 2012, die Ergebnisse ihrer Vorgänge, ihre 
Cashflows und die Veränderungen des Nettovermögens für das an diesem Stichtag endende Haushalts-
jahr in allen wesentlichen Belangen insgesamt sachgerecht dar.

Die der Jahresrechnung 2012 zugrunde liegenden Einnahmen der EU sind in allen wesentlichen Belan-
gen rechtmäßig und ordnungsgemäß.

Die der Jahresrechnung 2012 zugrunde liegenden Mittelbindungen sind in allen wesentlichen Belangen 
rechtmäßig und ordnungsgemäß.

Die geprüften Überwachungs- und Kontrollsysteme gewährleisten die Rechtmäßigkeit und Ordnungs-
mäßigkeit der der Jahresrechnung zugrunde liegenden Zahlungen bedingt wirksam. Alle Themenkreise, 
die operative Ausgaben umfassen, sind in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet. Der Hof schätzt 
die wahrscheinlichste Fehlerquote bei den der Jahresrechnung zugrunde liegenden als Ausgaben er-
fassten Zahlungen auf 4,8 %.

Nach Beurteilung des Hofes sind die der Jahresrechnung für das am 31. Dezember 2012 endende Haushalts-
jahr zugrunde liegenden Zahlungen aus diesen Gründen in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet .

Der vollständige Wortlaut der Zuverlässigkeitserklärung ist Kapitel 1 des Jahresberichts zum Haushaltsjahr 
2012 zu entnehmen.

vv Bei der geschätzten Fehlerquote für die Ausgaben aus dem Haushalt als Ganzes war 2012 erneut ein 
Anstieg zu verzeichnen, und zwar von 3,9 % auf 4,8 %. Dieser Anstieg ist zum Teil (0,3 Prozentpunkte) 
auf eine Änderung des Stichprobenansatzes des Hofes zurückzuführen. Die geschätzte Fehlerquote ist 
seit 2009 jährlich gestiegen, nachdem sie in den drei vorangegangenen Jahren rückläufig gewesen war.

vv Der Ausgabenbereich Entwicklung des ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und Gesundheit ist mit einer 
geschätzten Fehlerquote von 7,9 % nach wie vor der fehlerträchtigste Ausgabenbereich, gefolgt vom 
Ausgabenbereich Regionalpolitik, Energie und Verkehr mit einer geschätzten Fehlerquote von 6,8 %.

vv Der höchste Anstieg der geschätzten Fehlerquote war in den Ausgabenbereichen  Beschäftigung 
und Soziales, Landwirtschaft: Marktstützung und Direktzahlungen und Regionalpolitik, Energie und Verkehr 
zu verzeichnen. 

vv Im Fall der meisten fehlerbehafteten Vorgänge in den der geteilten Mittelverwaltung unterliegenden 
Bereichen (u. a. Landwirtschaft und Kohäsion) verfügten die Behörden der Mitgliedstaaten über ge-
nügend Informationen, um die Fehler aufzudecken und zu berichtigen. 

vv Die große Kluft zwischen den Mitteln für Verpflichtungen und den Mitteln für Zahlungen führte in Verbin-
dung mit einer erheblichen Nichtausschöpfung zu Beginn des laufenden Programmplanungszeitraums zur 
Bildung eines Betrags nicht in Anspruch genommener Mittelbindungen, der den abgewickelten Mittel-
bindungen von zwei Jahren und drei Monaten entspricht (217 Milliarden Euro am Ende des Jahres 2012). 
Dadurch lastet Druck auf den Haushaltsmitteln für Zahlungen. Zur Lösung dieses Problems muss die 
Kommission unbedingt den mittel- und langfristigen Zahlungsbedarf planen.

vv In vielen Bereichen des EU‑Haushalts gelten komplexe Rechtsrahmen und liegt der Schwerpunkt nicht 
genug auf der Leistung .  Die Vorschläge zur Agrar- und Kohäsionspolitik für den Programmplanungs-
zeitraum 2014-2020 sind grundsätzlich nach wie vor inputorientiert (ausgabenorientiert), weswegen der 
Schwerpunkt immer noch eher auf der Einhaltung von Rechtsvorschriften als auf der Erbringung von 
Leistung liegt.
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VORSCHRIFTSGEMÄSSE VERWENDUNG DER EU‑MITTEL

Dieser Abschnitt enthält die wichtigsten Ergebnisse der Prüfung der Rechnungsführung und der Compliance‑ 
Prüfung in Bezug auf das Haushaltsjahr 2012.

Ordnungsmäßigkeit der Vorgänge

Der Hof prüft Stichproben von Vorgängen, um zu statistischen Schätzungen zu gelangen, inwieweit die Einnah-
men und die verschiedenen Ausgabenbereiche ( Themenkreise) fehlerbehaftet sind. Die Ergebnisse der Prüfung 
sind für den EU‑Haushalt als Ganzes in Schaubild 1 dargestellt. Das Schaubild zeigt, wie häufig Vorgänge feh-
lerbehaftet sind und welche Auswirkungen diejenigen Fehler haben, deren Effekt quantifizierbar ist (geschätzte 
wahrscheinlichste Fehlerquote). Weitere Informationen zum Prüfungsansatz des Hofes sind auf S. 38 zu finden.

Schaubild 1 - Prüfung von Vorgängen für den EU‑Haushalt als Ganzes - Ergebnisse für 2012

Für 2012 gelangt der Hof zu der Schlussfolgerung, dass die Mittelbindungen in allen Ausgabenbereichen so-
wie die Einnahmen nicht in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet waren. Für den Haushalt als Ganzes 
beträgt die geschätzte Fehlerquote 4,8 %, was ein versagtes Prüfungsurteil zur Ordnungsmäßigkeit der Ausga-
ben zur Folge hat. 
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Hinweis: Der Hof verwendet zur Schätzung der Fehlerquote statistische Standardmethoden (siehe Anhang 1.1 von Kapitel 1 des Jahresberichts).
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Die Prüfung von Vorgängen führte für die jeweiligen Ausgabenbereiche zu den in Schaubild 2 dargestellten Er-
gebnissen. Weitere Angaben zu den einzelnen Politikbereichen sind den Seiten 19 bis 32 und alle Einzelheiten 
den entsprechenden Kapiteln des Jahresberichts zum Haushaltsjahr 2012 zu entnehmen. 

Schaubild 2 - Prüfung von Vorgängen in den einzelnen EU‑Ausgabenbereichen - Ergebnisse 
für 2012 
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Hinweis: Der Hof verwendet zur Schätzung der Fehlerquote statistische Standardmethoden (siehe Anhang 1.1 von Kapitel 1 des Jahresberichts).
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Analyse der Prüfungsergebnisse

Bei der geschätzten Fehlerquote für die Ausgaben aus dem Haushalt als Ganzes war 2012 erneut ein Anstieg zu 
verzeichnen, und zwar von 3,9 % im Jahr 2011 auf 4,8 % (siehe Schaubild 3). Dieser Anstieg ist zum Teil (0,3 Pro-
zentpunkte) auf eine Änderung des Stichprobenansatzes des Hofes zurückzuführen. Die geschätzte Fehlerquo-
te ist seit 2009 jährlich gestiegen, nachdem sie in den drei vorangegangenen Jahren rückläufig gewesen war.

Schaubild 3 - Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote für den EU‑Haushalt als Ganzes 
(2006 bis 2012) 
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8 %

10 %
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* Der geänderte Stichprobenansatz des Hofes führte in zwei Ausgabenbereichen (siehe nachstehenden Kasten) zu erheblich höheren Fehlerquoten.
   Ohne diese Änderung wäre die Fehlerquote insgesamt um 0,3 Prozentpunkte niedriger ausgefallen.
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Hinweis: Der Hof verwendet zur Schätzung der wahrscheinlichsten Fehlerquote
statistische Standardmethoden. Der Hof ist zu 95 % sicher, dass die Fehlerquote für
die betreffende Grundgesamtheit in der Spanne zwischen der unteren Fehlergrenze und
der oberen Fehlergrenze liegt. Weitere Einzelheiten sind Anhang 1.1 von Kapitel 1
des Jahresberichts zu entnehmen.
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Schaubild 4 - Vergleich der geschätzten wahrscheinlichsten Fehlerquoten in den einzelnen 
EU‑Ausgabenbereichen für 2011 und 2012

Die geschätzte Fehlerquote ist in allen Bereichen, die operative Ausgaben umfassen, gestiegen (siehe Schaubild 4), 
wobei die größten Anstiege in den Ausgabenbereichen Beschäftigung und Soziales, Landwirtschaft: Marktstüt-
zung und Direktzahlungen und Regionalpolitik, Energie und Verkehr zu verzeichnen waren. Der Ausgabenbereich 
Entwicklung des ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und Gesundheit ist mit einer geschätzten Fehlerquote von 
7,9 % nach wie vor der fehlerträchtigste Ausgabenbereich, gefolgt vom Ausgabenbereich Regionalpolitik, Ener-
gie und Verkehr mit einer geschätzten Fehlerquote von 6,8 %.

2011 2012

* Der geänderte Stichprobenansatz des Hofes führte in den Ausgabenbereichen Außenbeziehungen, Außenhilfe und Erweiterung sowie Forschung und andere
   interne Politikbereiche zu erheblich höheren Fehlerquoten (siehe nachstehenden Kasten und die entsprechenden Abschnitte zu diesen Ausgabenbereichen). 
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Stichprobenansatz des Hofes: Was neu ist, weshalb dies besser ist und wie es sich auswirkt

Der Ansatz für die Ziehung der Stichprobe von Vorgängen wurde aktualisiert. Die Vorgänge werden nun-
mehr in allen Ausgabenbereichen auf der gleichen Grundlage geprüft, nämlich erst nachdem die Kom-
mission die Ausgaben akzeptiert und verbucht und dadurch bestätigt hat, dass sie die Zahlung aus dem 
EU‑Haushalt für gerechtfertigt hält.

Der Hof zieht seine Stichprobe von Vorgängen nunmehr aus Zwischenzahlungen, Abschlusszahlungen 
und abgerechneten Vorschüssen (als Ausgaben erfasste Zahlungen). Diese Änderung bedeutet, dass jetzt 
alle Bereiche, ob sie der geteilten Mittelverwaltung unterliegen oder nicht, auf einer vergleichbaren Ba-
sis geprüft werden. Außerdem werden die geprüften Grundgesamtheiten von einem Jahr zum nächsten 
stabiler sein, da das variierende Volumen der Vorschüsse ebenso wegfallen wird wie die sich dadurch er-
gebenden Auswirkungen auf die Fehlerquote.

Diese Änderung hat geringfügige Auswirkungen auf die wahrscheinlichste Fehlerquote insgesamt (siehe 
Schaubild 3), bewirkt allerdings in den Ausgabenbereichen Außenbeziehungen, Außenhilfe und Er-
weiterung sowie Forschung und andere interne Politikbereiche einen erheblichen Anstieg der wahr-
scheinlichsten Fehlerquote (siehe entsprechende Abschnitte auf den Seiten 28 bis 31).

Durch die ordnungsgemäße Anwendung der Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe wird den europä-
ischen Steuerzahlern gegenüber eine wirtschaftlichere Mittelverwendung gewährleistet. Eine Aufschlüsselung 
der geschätzten Fehlerquote insgesamt nach Fehlerart zeigt, dass in allen Ausgabenbereichen ein signifikantes 
Problem hinsichtlich der Einhaltung der Rechtsvorschriften darin besteht, dass schwerwiegende Verstöße ge-
gen die Vorschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge begangen wurden (siehe Schaubild 5). Die mit 
diesen Vorschriften angestrebten Ziele - fairer Wettbewerb und Auftragsvergabe an den am besten qualifizier-
ten Bieter - wurden infolgedessen verfehlt.

Schaubild 5 - Anteil an der geschätzten Fehlerquote insgesamt nach Fehlerart
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Finanzkorrekturen und Wiedereinziehungen

Die als durchgeführt gemeldeten Finanzkorrekturen beliefen sich im Jahr 2012 auf 3,7 Milliarden Euro; dieser 
Betrag ist mehr als dreimal so hoch wie im Jahr 2011 (1,1 Milliarden Euro). Rund 50 % (1,8 Milliarden Euro) der 
Finanzkorrekturen des Jahres 2012 entfallen auf die Verwendung von Kohäsionsmitteln durch Spanien im Pro-
grammplanungszeitraum 2000-2006. Die Wiedereinziehungen blieben mit 678 Millionen Euro im Wesentlichen 
konstant (2011: 733 Millionen Euro).

Fordert die EU Mittel zurück?

Nachdem Zahlungen aus dem EU‑Haushalt geleistet wurden, können die Kommission und (bei den der 
geteilten Verwaltung unterliegenden Ausgaben) die Mitgliedstaaten Ex‑post‑Kontrollen in Bezug auf die 
Funktionsweise der Kontrollsysteme und die gemeldeten Ausgaben vornehmen. Diese Ex‑post‑Kontrollen 
können zu Finanzkorrekturen und/oder Wiedereinziehungen führen.

Finanzkorrekturen sollen in erster Linie Schwachstellen in Verwaltungssystemen beheben. Im Bereich 
Landwirtschaft haben sie zur Folge, dass die EU‑Mittel des betroffenen Mitgliedstaats gekürzt werden. 
Im Bereich Kohäsion hängen die Auswirkungen der Finanzkorrekturen davon ab, ob der Mitgliedstaat die 
von der Kommission vorgeschlagene Korrektur akzeptiert: 

-	 In der Regel sind die Mitgliedstaaten mit der vorgeschlagenen Finanzkorrektur einverstanden und neh-
men entweder eine pauschale Anpassung ihres Antrags und/oder Einzelkorrekturen auf Projektebene 
vor. Der betroffene Mitgliedstaat kann diese EU‑Mittel anderen Ausgabenbereichen zuweisen. 

-	 Akzeptiert der Mitgliedstaat die vorgeschlagene Finanzkorrektur nicht, kann die Kommission einen 
förmlichen Beschluss zur Durchsetzung der Korrektur fassen. Dies bedeutet eine Nettoreduzierung der 
EU‑Finanzierung für den betroffenen Mitgliedstaat. 

Ob Finanzkorrekturen zu Wiedereinziehungen bei den Begünstigten führen, hängt von dem Problem ab, 
das die Finanzkorrektur verursacht hat, sowie von den Maßnahmen, die die Verwaltungsbehörden des be-
troffenen Mitgliedstaats ergriffen haben.

Wiedereinziehungen korrigieren vorschriftswidrige Ausgaben auf Projektebene: Der Begünstigte zahlt 
alle oder einen Teil der vorschriftswidrig erhaltenen Mittel an die Stelle zurück, die die Zahlung ursprüng-
lich geleistet hat. Diese Fördermittel können für Zahlungen an andere Begünstigte verwendet werden.

Der Hof berücksichtigt Finanzkorrekturen und Wiedereinziehungen bei der Schätzung seiner Fehlerquote, wenn 
dadurch im Jahresverlauf geleistete fehlerbehaftete Zahlungen berichtigt werden, d. h., wenn vorschriftswidrige 
Ausgaben ermittelt und aus der der Kommission übermittelten Erklärung herausgenommen wurden und/oder 
während des Jahres bei den Begünstigten wiedereingezogen wurden. Diese Bedingungen sind nur manchmal 
erfüllt. Im Bereich Landwirtschaft führen die wenigsten Finanzkorrekturen zu Wiedereinziehungen bei den Be-
günstigten. Im Bereich Kohäsion handelt es sich bei den meisten Berichtigungen um pauschale Finanzkorrek-
turen, die häufig nicht zu Einzelkorrekturen auf Projektebene führen. 

Die Kommission unternimmt erhebliche Anstrengungen, um wie in den EU‑Rechtsvorschriften vorgesehen unzu-
längliche Überwachungs- und Kontrollsysteme zu ermitteln und zu verbessern. Für den Programmplanungszeit-
raum 2014-2020 hat die Kommission vorgeschlagen, dass nach der Vorlage des Jahresabschlusses der nationa-
len Behörden aufgedeckte Unregelmäßigkeiten automatisch zu einer Nettofinanzkorrektur der EU‑Finanzierung 
führen. Auf diese Weise soll ein stärkerer Anreiz für wirksame Kontrollen der Mitgliedstaaten gegeben werden.
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Auf den Haushaltsmitteln für Zahlungen lastender Druck

Im Jahr 2012 war die Kommission nicht in der Lage, aus dem verfügbaren Haushalt allen Auszahlungsanträgen 
zu entsprechen. Diese Situation war u. a. auf die wachsende Kluft zwischen den jährlichen Mitteln für Verpflich-
tungen und den Mitteln für Zahlungen sowie auf die kumulierten noch abzuwickelnden Mittelbindungen aus 
den Vorjahren zurückzuführen. 

Was sind Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungsermächtigungen?

Der Haushalt umfasst jedes Jahr zwei Elemente: Verpflichtungsermächtigungen (Zahlungszusagen für das 
laufende Jahr oder die kommenden Jahre) und Zahlungsermächtigungen (Deckung im laufenden Jahr 
ausgezahlter Fördermittel). Die jährlichen Obergrenzen für Verpflichtungs- und Zahlungsermächtigungen 
sind in den vom Rat und vom Parlament vereinbarten mehrjährigen Finanzrahmen festgelegt. Zahlungen 
können nur gegen gültige Mittelbindungen vorgenommen werden. 

Im laufenden mehrjährigen Finanzrahmen (2007-2013) lagen die jährlichen Haushaltsmittel für Verpflichtun-
gen nahe an den ursprünglich vereinbarten Obergrenzen, während die Haushaltsmittel für Zahlungen deut-
lich darunter lagen. Dieses strukturelle Ungleichgewicht führte in Verbindung mit einer erheblichen Nichtaus-
schöpfung zu Beginn des laufenden Programmplanungszeitraums zur Bildung eines Betrags nicht in Anspruch 
genommener Mittelbindungen, der den abgewickelten Mittelbindungen von zwei Jahren und drei Monaten 
entspricht (217 Milliarden Euro am Ende des Jahres 2012). Diese Zahlungsverpflichtungen müssen in den kom-
menden Jahren erfüllt werden.

Die Leistung einer Zahlung aufgrund einer Mittelbindung führt nicht immer zu endgültigen Ausgaben. Die Kom-
mission leistet häufig Zahlungen zur Vorfinanzierung von Tätigkeiten und nimmt Nachweise für die Verwendung 
der Mittel in den folgenden Jahren entgegen. Die nicht abgerechneten Vorschüsse sind in den letzten Jahren er-
heblich gestiegen. Im Jahr 2012 belief sich der Bruttobetrag der Vorfinanzierungen auf 80 Milliarden Euro. Lange 
Zeiträume bei Vorfinanzierungen können das Risiko von Fehlern oder Verlusten für den EU‑Haushalt erhöhen.

Angesichts des auf den Mitteln für Zahlungen lastenden Drucks muss die Kommission unbedingt den mittel- 
und langfristigen Zahlungsbedarf planen. Nach Auffassung des Hofes sollte die Kommission eine langfristige 
Cashflow‑Prognose ausarbeiten und veröffentlichen. Diese sollte Aufschluss über künftige Zahlungsanforde-
rungen geben und es dadurch erleichtern, den künftigen Bedarf zu ermitteln, die Haushaltsprioritäten festzu-
legen und sicherzustellen, dass die erforderlichen Zahlungen aus den verabschiedeten jährlichen Haushalten 
geleistet werden können.

Die vollständigen Informationen zu den wichtigsten Prüfungsfeststellungen können Kapitel 1 
„Zuverlässigkeitserklärung und zugehörige Ausführungen“ des Jahresberichts über die Aus-
führung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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EU‑HAUSHALT UND ERGEBNISERBRINGUNG

Die Bewertung der mit dem EU‑Haushalt erbrachten Leistung erfolgt nach Maßgabe der Grundsätze der wirt-
schaftlichen Haushaltsführung (Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit). Es ist von entscheidender Be-
deutung, die Leistung während der gesamten Dauer einer öffentlichen Intervention zu messen, und zwar bezo-
gen auf Input (für die Programmdurchführung erforderliche finanzielle, personelle, materielle, organisatorische 
oder regulative Mittel), Output (was im Rahmen des Programms erreicht werden soll), Ergebnisse (unmittelbare 
durch das Programm verursachte Veränderungen bei den direkt Beteiligten oder den direkten Empfängern) und 
Auswirkungen (längerfristige gesellschaftliche Veränderungen, die auf die EU‑Maßnahme zurückzuführen sind).

Der Schwerpunkt liegt nicht genug auf der Leistung

In vielen Bereichen des EU‑Haushalts gelten komplexe Rechtsrahmen und liegt der Schwerpunkt nicht genug auf 
der Leistung. Die Vorschläge im Zusammenhang mit den neuen Verordnungen zu den Fonds der Kohäsionspoli-
tik und zur Gemeinsamen Agrarpolitik für den Programmplanungszeitraum 2014-2020 sind grundsätzlich nach 
wie vor inputorientiert (ausgabenorientiert), weswegen der Schwerpunkt eher auf der Einhaltung von Rechts-
vorschriften als auf der Erbringung von Leistungen liegt. Beispielsweise ist für die Entwicklung des ländlichen 
Raums in der entsprechenden Verordnung eine Reihe disparater und weitreichender Ziele festgehalten, wobei 
aber weder die erwarteten Ergebnisse und Auswirkungen noch die relevanten Indikatoren angeführt werden.

Bei großen Teilen des EU‑Haushalts werden die innerhalb der Rubriken des mehrjährigen Finanzrahmens zulässi-
gen maximalen Ausgabenbeträge in jährliche Mittelzuweisungen für die einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt. Es 
ist eine Herausforderung, mit einer Regelung, bei der die Mittel im Vorfeld auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt wer-
den und die Inanspruchnahme dieser Mittel ein implizites Ziel darstellt, qualitativ gute Ergebnisse zu erreichen.

Die Berichterstattung über die politischen Erfolge hat sich weiterentwickelt, 
ist aber weiterhin von begrenztem Nutzen

Die Generaldirektoren der Kommission legen in Managementplänen Leistungsziele für ihre politischen Zustän-
digkeiten fest und berichten dann in ihren Jährlichen Tätigkeitsberichten über das Erreichen dieser Ziele. Der 
Hof analysierte die Managementpläne und Jährlichen Tätigkeitsberichte einer Stichprobe von Generaldirekti-
onen der Kommission (Generaldirektion Wettbewerb, Generaldirektion Mobilität und Verkehr sowie Generaldi-
rektion Maritime Angelegenheiten und Fischerei) und ermittelte die folgenden Hauptprobleme in Bezug auf 
die Berichterstattung über die innerhalb des Jahres erzielten politischen Erfolge:

ο	 Direkt aus übergeordneten politischen Dokumenten oder Legislativdokumenten über-
nommene Ziele sind häufig nicht zielgerichtet genug. 

Beispiel: Die politischen Ziele waren zu weit gefasst, um auf Ebene der Generaldirektio-
nen als Ziel verwendet zu werden

Die Generaldirektion Wettbewerb nennt als allgemeines Ziel die Förderung von Wachstum, Beschäftigung 
und Wettbewerbsfähigkeit und überwacht dessen Erreichung anhand des realen BIP‑Wachstums, der Be-
schäftigungsquote der Personen im Alter zwischen 20 und 64 Jahren und des in Forschung und Entwick-
lung investierten Prozentsatzes des EU‑BIP. Indem die Generaldirektion ein übergeordnetes politisches 
Ziel sowie allgemeine Zielvorgaben der Kommission als Wirkungsindikatoren verwendet, hat sie keine 
Möglichkeit nachzuweisen, welchen Beitrag sie selbst zum Erreichen dieser politischen Ziele geleistet hat. 
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ο	 Nur 8 von 52 Zielen waren konkret, messbar, erreichbar, sachgerecht und mit einem Da-
tum versehen (SMART). 

Beispiel: SMART‑Ziele

Ein den SMART‑Kriterien entsprechendes Ziel: Ein Ziel der Generaldirektion Mobilität und Verkehr ist die 
Verwirklichung des zentralen Verkehrsnetzes bis 2030. Dieses Ziel ist konkret, mit einem Datum versehen 
und sachgerecht. Die Messbarkeit dieses Ziels wird durch quantifizierte Angaben (z. B. Beseitigung von 
fünf Engpässen auf zentralen Verkehrsachsen bis zum Jahr 2017) gewährleistet.

Ein nicht den SMART‑Kriterien entsprechendes Ziel: Ein von der Generaldirektion Mobilität und Verkehr 
festgelegtes Ziel ist die Förderung der modernen innerstädtischen Mobilität. Dieses Ziel ist weder konkret 
(d. h. mit Angaben darüber, was geändert werden soll) noch messbar oder mit einem Datum versehen. 

ο	 Die Indikatoren für die Leistungsüberwachung müssen verbessert werden.

Beispiel: Indikatoren, auf welche die Generaldirektion keinen Einfluss hat

Einige der Indikatoren der Generaldirektion Maritime Angelegenheiten und Fischerei betreffen internati-
onale Handelsverhandlungen. Diese liegen außerhalb ihrer Kontrolle und sind deshalb ungeeignet.

Das Leistungsmanagement und die diesbezügliche Berichterstattung haben sich weiterentwickelt, und es wur-
den Korrekturmaßnahmen in die Wege geleitet, doch ist es noch zu früh, um deren Ergebnisse zu bewerten. 
Im Kontext der Verhandlungen zum mehrjährigen Finanzrahmen hat die Kommission einen gemeinsamen Leis-
tungsrahmen für die Kommission und die nationalen Behörden vorgeschlagen, der auf gemeinsam vereinbar-
ten Output- und Ergebnisindikatoren beruht.

Die Evaluierungsberichte sind für die Zwecke, die sie im Rahmen des Entlas-
tungsverfahrens spielen sollen, noch nicht geeignet

Gemäß dem Vertrag ist die Kommission zur Vorlage eines allgemeinen Evaluierungsberichts zu den Finanzen der 
Union verpflichtet, der zu den Nachweisen gehört, auf deren Grundlage das Parlament der Kommission jedes 
Jahr Entlastung in Bezug auf die Ausführung des EU‑Haushaltsplans erteilt. Der Hof analysierte den zweiten und 
dritten Evaluierungsbericht und gelangte zu dem Schluss, dass der Bericht zwar Verbesserungen aufweist, nach 
wie vor aber keine ausreichenden, relevanten und zuverlässigen Nachweise darüber enthält, was mit den EU‑Po-
litiken erreicht wurde, und daher für eine Verwendung im Rahmen des Entlastungsverfahrens ungeeignet ist.

Unzulängliche Systeme für die Berichterstattung und Rechenschaftslegung 
über die mit den EU‑Mitteln erzielten Ergebnisse und Auswirkungen

In den 25 vom Hof im Jahr 2012 angenommenen Sonderberichten, die ein breites Themenspektrum abdecken, 
wird die Frage untersucht, ob die EU‑Interventionen im Einklang mit den Grundsätzen der wirtschaftlichen 
Haushaltsführung (Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit) verwaltet wurden. 
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Im Rahmen des Jahresberichts 2012 ging der Hof der Frage nach, welche Lehren aus seinen Sonderberichten 
2012 im Hinblick auf die Vorbereitung neuer Programme und Projekte für den Programmplanungszeitraum 
2014-2020 gezogen werden können. Dabei stellte er Folgendes fest:

ο	 Mängel in Bezug auf die Relevanz, Zuverlässigkeit und Zeitnähe der Leistungsdaten

Beispiel: Die Berichterstattung erlaubte es nicht, die Zielerreichung zu bewerten

Bei einer Prüfung der Förderung von Infrastrukturprojekten für die Siedlungsabfallwirtschaft stellte der 
Hof signifikante Schwachstellen bei der Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten fest, was dazu führ-
te, dass die Kommission nicht in allen Fällen bewerten konnte, ob die Ziele der EU‑Abfallpolitik von den 
Mitgliedstaaten tatsächlich erreicht wurden. Die Kommission kontrollierte zwar die Kohärenz der erhal-
tenen Zahlen, nahm aber keine Bewertung ihrer Zuverlässigkeit vor.

ο	 In mehreren Fällen war die Nachhaltigkeit der Ergebnisse der EU‑Projekte gefährdet 

Beispiel: Bei den meisten Projekten waren Ergebnisse und Nutzen mittel- und langfristig 
nicht gesichert

Die Prüfung des Hofes der Entwicklungshilfe im Bereich Trinkwasser und grundlegende Sanitärversorgung 
im Subsahara‑Raum ergab, dass die geprüften Projekte aus technischer Sicht nachhaltig waren: Im Allge-
meinen wurde der Verwendung von Standardtechnologien und vor Ort verfügbaren Materialien der Vor-
zug gegeben. Bei den meisten Projekten werden Ergebnisse und Nutzen aber nur dann mittel- und lang-
fristig von Bestand sein, wenn es gelingt, nicht auf Abgaben gestützte Einnahmen zu sichern. 

Der Hof empfiehlt der Kommission,

vv zusammen mit dem Gesetzgeber s icherzustel len,  dass im nächsten Programmplanungszeitraum 
(2014-2020) der Schwerpunkt auf der Leistung liegt; Voraussetzung dafür ist die Festlegung einer be-
grenzten Anzahl von mit relevanten Indikatoren verbundenen, ausreichend spezifischen Zielen sowie von 
angestrebten Ergebnissen und Auswirkungen in den sektorspezifischen Verordnungen oder in anderer 
verbindlicher Form;

vv sicherzustellen, dass es eine klare Verknüpfung zwischen den jährlichen Tätigkeiten und Zielvorgaben 
der Generaldirektionen gibt; bei der Ermittlung dieser Ziele sollte jede Generaldirektion der jeweiligen 
Art der Mittelverwaltung sowie gegebenenfalls ihrer Rolle und den ihr obliegenden Zuständigkeiten 
Rechnung tragen.

Die vollständigen Informationen zur Bewertung der Leistung durch den Hof können Kapi-
tel 10 „EU‑Haushalt und Ergebniserbringung“ des Jahresberichts über die Ausführung des 
EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden. Alle Sonderberichte sind auf 
der Website des Hofes http://www.eca.europa.eu/en/Pages/ecadefault.aspx
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PRÜFUNG DER AUSGABEN UND 

EINNAHMEN IM EINZELNEN
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EINNAHMEN 
139,5 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Die Prüfung bezog sich auf die Einnahmen der EU, die zur Finanzierung des EU‑Haushalts dienen. Die auf der 
Grundlage des Bruttonationaleinkommens (BNE) der Mitgliedstaaten bzw. der von den Mitgliedstaaten erho-
benen MwSt. berechneten Beiträge machten 70,1 % bzw. 10,5 % der Einnahmen des Jahres 2012 aus. Im Jahr 
2012 prüfte der Hof außerdem die Wirksamkeit der Überprüfung der für diese Berechnungen herangezogenen 
BNE‑Daten durch die Kommission. Auf Einfuhren erhobene Zölle sowie die Produktionsabgabe für Zucker, die 
von den nationalen Behörden in den Mitgliedstaaten im Namen der EU erhoben werden, machten 11,8 % der 
Einnahmen der EU aus.

Erläuterungen zur Prüfung der EU‑Einnahmen

Der Großteil der Einnahmen der EU wird auf der Grundlage makroökonomischer Statistiken und Schät-
zungen berechnet, die von den Mitgliedstaaten bereitgestellt werden. Die vom Hof durchgeführte Prü-
fung der Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge betreffend BNE- und MwSt.-Beiträge be-
zieht sich auf die Verarbeitung der von den Mitgliedstaaten übermittelten Daten durch die Kommission 
und nicht auf die ursprüngliche Gewinnung dieser Daten. Folglich schätzt der Hof mit der wahrschein-
lichsten Fehlerquote, wie sich Fehler der Kommission auf den Gesamtbetrag der Einnahmen auswirken.

Unsere Feststellungen

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Nein

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 0 % (2011: 0,8 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 0 % (2011: 2 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Wirksam
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Der Hof prüfte, wie sachgerecht die Kommission im Jahr 2012 ihre Überprüfungsarbeit bezüglich der BNE‑ 
Daten für den Zeitraum 2002-2007, die zur Berechnung des BNE‑Beitrags der Mitgliedstaaten herangezogen 
werden, abgeschlossen hatte. Die Überprüfung der Kommission wurde als bedingt wirksam bewertet, weil  
Eurostat seine Tätigkeit nicht in angemessener Weise plante und priorisierte, da Risiken im Zusammenhang mit 
der Berechnung der BNE‑Daten durch die Mitgliedstaaten nicht angemessen bewertet wurden. Ferner verwen-
dete Eurostat keinen einheitlichen Überprüfungsansatz für die Mitgliedstaaten.

Die Prüfungen des Hofes ergaben darüber hinaus Schwachstellen im Hinblick auf die zollamtliche Überwa-
chung auf nationaler Ebene . Der Hof gelangt zu der Schlussfolgerung, dass die Überwachungs- und Kontroll-
systeme der Mitgliedstaaten die Vollständigkeit und Richtigkeit der erfassten Zölle wie in früheren Jahren wei-
terhin nur bedingt wirksam gewährleisten.

Unsere Empfehlungen

Der Hof empfiehlt, dass die Kommission

vv ihren Kontrollrahmen für die Überprüfung von BNE‑Daten überdenkt; im Einzelnen sollte sie eine struktu-
rierte und formalisierte Kosten‑Nutzen‑Analyse und eine eingehende Überprüfung wesentlicher und mit 
einem hohen Risiko verbundener BNE‑Bestandteile durchführen, die Verwendung allgemeiner Vorbehalte 
begrenzen und Wesentlichkeitskriterien für die Geltendmachung von Vorbehalten aufstellen;

vv die Mitgliedstaaten anhält, die zollamtliche Überwachung zu verstärken, damit die maximale Erhebung 
von traditionellen Eigenmitteln sichergestellt ist.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Einnahmen durch den Hof können Kapi-
tel 2 des Jahresberichts über die Ausführung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 
entnommen werden.
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LANDWIRTSCHAFT: MARKTSTÜTZUNG UND DIREKTZAHLUNGEN 
44,5 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Dieser Ausgabenbereich umfasst den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL), eines der bei-
den Hauptinstrumente der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU. Die Ausgaben unterliegen der geteilten Verwal-
tung mit den Mitgliedstaaten. 

Unsere Feststellungen 

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 3,8 % (2011: 2,9 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 41 % (2011: 39 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam

Der überwiegende Teil der Ausgaben in diesem Bereich wird auf der Grundlage der landwirtschaftlichen Fläche 
berechnet. Viele quantifizierbare Fehler sind auf Ungenauigkeiten in den Anträgen der Begünstigten zurückzu-
führen, wobei es sich zumeist um überhöhte Flächenangaben handelt (siehe Beispiel). 

B e i s p i e l :  Ü b e r h ö h t e  Fl ä c h e n a n g a b e n  -  B e a n t r a g u n g  vo n  B e i h i l f e n  f ü r  n i c h t  
beihilfefähige Flächen

In Spanien, Österreich und Portugal* wurden einige Flächen in den Anträgen als Dauergrünland gemel-
det und entsprechende Zahlungen für sie geleistet, obwohl sie in Wirklichkeit vollständig oder teilwei -
se aus steinigem Boden bestanden oder mit dichtem Wald oder Sträuchern bedeckt waren, wodurch sie 
nicht für EU‑Beihilfen infrage kommen sollten. In einigen Fällen wurden die Flächen möglicherweise in 
der Vergangenheit für landwirtschaftliche Zwecke genutzt, doch wurde festgestellt, dass sie schon seit 
Jahren aufgegeben worden waren.

* Hinweis zur Nennung von Mitgliedstaaten in den Beispielen: Durch den vom Hof angewandten Stichprobenansatz werden 
nicht jedes Jahr in jedem Mitgliedstaat, jedem Empfängerland und/oder jeder Region Vorgänge geprüft. Die Beispiele für Fehler 
sollen die häufigsten Fehlerarten veranschaulichen. Sie bilden keine Grundlage für Schlussfolgerungen zu den betreffenden 
Mitgliedstaaten, Empfängerländern und/oder Regionen.

Bei einer erheblichen Anzahl fehlerbehafteter Vorgänge verfügten die Behörden der Mitgliedstaaten über 
genügend Informationen, um den Fehler aufzudecken und zu berichtigen.

Bei allen EGFL‑Direktbeihilferegelungen sind die Empfänger von EU‑Beihilfen rechtlich verpflichtet, „anderweitige 
Verpflichtungen“ einzuhalten (Cross‑Compliance), die sich auf die Bereiche Umweltschutz, die Gesundheit von 
Mensch, Tier und Pflanze und den Tierschutz sowie auf die Erhaltung von Flächen in gutem landwirtschaftlichen 
und ökologischen Zustand beziehen. Wenn Betriebsinhaber diese Verpflichtungen nicht einhalten, werden ihre 
Beihilfen gekürzt. Der Hof stellte bei 16 % der mit diesen Verpflichtungen verbundenen Vorgänge Verstöße fest.
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Der Hof wählte drei integrierte Verwaltungs- und Kontrollsysteme für eine eingehende Prüfung aus. Zwei 
Systeme (England und Nordirland, siehe Beispiel) wurden als nicht wirksam und das dritte (Luxemburg) wurde 
als bedingt wirksam bewertet. Zwei weitere in Spanien und Italien geprüfte Überwachungs- und Kontrollsys-
teme für die Nahrungsmittelhilfe der EU für Bedürftige wurden als wirksam bewertet.

Beispiel: Fehlerhafte Daten als Grundlage für die Berechnung von Zahlungen

Landwirtschaftliche Flächen, die einen Förderungsanspruch begründen, werden anhand des Flächeniden-
tifizierungssystems und des geografischen Informationssystems (GIS) ermittelt.

Im Vereinigten Königreich (England) nimmt die Zahlstelle keine Bewertung der Beihilfefähigkeit von Ge-
meinschaftsflächen (329 000 ha) vor und macht bei der Bestimmung der Beihilfefähigkeit anderer Flächen, 
für die Landwirte Zahlungen beantragten, nur begrenzt von Luftaufnahmen Gebrauch. Der Hof stellte fest, 
dass Zahlungen für Wälder geleistet wurden, die für entsprechende Beihilfen nicht in Betracht kamen.

Im Vereinigten Königreich (Nordirland) sind Elemente, die Grund für den Ausschluss der Flächen aus der 
Beihilfefähigkeit wären, im GIS nicht als nicht beihilfefähige Flächen ausgewiesen. Der Hof stellte mehre-
re Fälle fest, in denen (nicht beihilfefähige) Wälder als (beihilfefähiges) Dauergrünland erfasst wurden. In 
weiteren Fällen waren im Flächenidentifizierungssystem deutlich größere beihilfefähige Flächen erfasst, 
als tatsächlich vorhanden waren. 

Unsere Empfehlungen

Der Hof empfiehlt, dass Kommission und Mitgliedstaaten sich verstärkt und schneller bemühen sollten, Fol-
gendes zu gewährleisten:

vv Die Beihilfefähigkeit von Flächen, insbesondere von Dauergrünland, sollte ordnungsgemäß im Flächeni-
dentifizierungssystem erfasst sein, und zwar insbesondere in Fällen, in denen Flächen ganz oder teilweise 
aus steinigem Boden bestehen, ganz oder teilweise mit Gestrüpp, eng stehenden Bäumen oder Sträuchern 
bewachsen sind oder seit mehreren Jahren nicht mehr genutzt werden. Außerdem sollten alle landwirt-
schaftlichen Flächen im Flächenidentifizierungssystem enthalten sein.

vv Es sollten umgehend Abhilfemaßnahmen getroffen werden, wenn sich herausstellt, dass Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme und/oder InVeKoS‑Datenbanken unzulänglich oder nicht auf dem neuesten Stand sind.

vv Die Zahlungen sollten auf den Kontrollergebnissen basieren, und die Vor‑Ort‑Kontrollen sollten von solcher 
Qualität sein, dass die beihilfefähige Fläche zuverlässig ermittelt werden kann.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Ausgaben für Marktstützung und Direkt-
zahlungen im Bereich Landwirtschaft durch den Hof können Kapitel 3 des Jahresberichts über 
die Ausführung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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ENTWICKLUNG DES LÄNDLICHEN RAUMS, UMWELT, FISCHEREI 
UND GESUNDHEIT 
15,0 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Dieser Ausgabenbereich umfasst die Politikbereiche 
„Entwicklung des ländlichen Raums“, „Klima- und Um-
weltpolitik“, „Maritime Angelegenheiten und Fischerei“ 
sowie „Gesundheit und Verbraucherschutz“.

Von den Zahlungen in diesem Ausgabenbereich gehen 
90 % zulasten des Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Die 
Ausgaben unterliegen der geteilten Verwaltung mit 
den Mitgliedstaaten. Aus dem ELER werden im Rah-
men einschlägiger Programme der Mitgliedstaaten 
Ausgaben für die ländliche Entwicklung kofinanziert. 

Die Ausgaben erstrecken sich auf flächenbezogene Maßnahmen (wie z. B. Zahlungen für Agrarumweltmaßnah-
men und Ausgleichszahlungen an Betriebsinhaber in Gebieten mit naturbedingten Nachteilen) und nicht flä-
chenbezogene Maßnahmen (wie z. B. Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe und Dienstleistungseinrich-
tungen zur Grundversorgung für die ländliche Wirtschaft und Bevölkerung). 

Unsere Feststellungen 

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 7,9 % (2011: 7,7 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 	63 % (2011: 57 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam

Die meisten Fehler waren darauf zurückzuführen, dass die Begünstigten die Beihilfevoraussetzungen nicht 
einhielten. Dies betraf insbesondere folgende Bedingungen: Agrarumweltverpflichtungen, besondere Anfor-
derungen für Investitionsprojekte und Vergabevorschriften.

Beispiel: Förderfähigkeitsfehler: Nichteinhaltung von Agrarumweltverpflichtungen

Ein Begünstigter in Polen verpflichtete sich, besondere Anforderungen im Zusammenhang mit der Erhaltung 
von extensivem Dauergrünland und dem Schutz gefährdeter Vogelarten und ihrer Lebensräume einzuhalten. 
Die Hauptverpflichtung bestand darin, jedes Jahr an einer anderen Stelle 5 bis 10 % der Fläche nicht zu mähen, 
wofür der Begünstigte 270 Euro pro Hektar erhalten sollte. Der Hof stellte fest, dass die Anforderungen nicht 
eingehalten wurden: Die Flächen waren entweder vollständig gemäht worden, oder es blieb dieselbe Fläche 
ungemäht wie in den Vorjahren, oder es wurde an Stellen gemäht, die nicht den vom Vogelexperten ausge-
wiesenen Stellen entsprachen. Nur auf ungefähr 15 % der Fläche wurden alle Anforderungen eingehalten.

Ähnliche Fälle der Nichterfüllung von Agrarumweltanforderungen wurden in der Tschechischen Repub-
lik, Deutschland (Schleswig‑Holstein), Griechenland, Frankreich und im Vereinigten Königreich (England) 
aufgedeckt.
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Im Fall der meisten fehlerbehafteten Vorgänge verfügten die Behörden der Mitgliedstaaten über genügend 
Informationen, um den Fehler aufzudecken und zu berichtigen.

Von den Systemen für die Entwicklung des ländlichen Raums, die in sechs Mitgliedstaaten für eine eingehende 
Prüfung ausgewählt wurden, war eines nicht wirksam (Rumänien), und die übrigen fünf waren bedingt wirk-
sam (Bulgarien, Deutschland (Brandenburg und Berlin), Frankreich, Polen und Schweden). Der erheblichste vom 
Hof aufgedeckte Mangel betraf unwirksame Kontrollen der Vergabevorschriften (siehe Beispiel). Insgesamt 
wurde bei der Prüfung aufgedeckt, dass Ausgaben in Höhe von mehr als 9 Millionen Euro nicht beihilfefähig 
waren, weil Vergabevorschriften nicht eingehalten wurden.

Beispiel: Unzulängliche Qualität der Verwaltungskontrollen eines Mitgliedstaats

Bei einer in Deutschland (Brandenburg und Berlin) geprüften öffentlichen Auftragsvergabe war von 
2008 bis 2010 die Zahlstelle selbst der Begünstigte einer ELER‑Beihilfe von mehr als 2,2 Millionen Euro im 
Rahmen der Maßnahme „Technische Hilfe“, die sich auf das ausgelagerte IT‑System der Zahlstelle bezog.

Der Hof stellte fest, dass der Auftrag für das IT‑System und der anschließende Datenpflegeauftrag einem 
Unternehmen nicht wie vorgeschrieben im Wege eines offenen oder nichtoffenen Verfahrens, sondern im 
Wege eines Verhandlungsverfahrens ohne Bekanntmachung erteilt wurde. Aufgrund der Nichteinhaltung 
der vorgeschriebenen Verfahren kommen die Ausgaben nicht für eine EU‑Finanzierung in Betracht. Bei 
der Vergabe von Aufträgen für IT‑Systeme wurde in elf weiteren deutschen Regionen genauso verfahren.

Unsere Empfehlungen

Der Hof spricht für den Bereich Entwicklung des ländlichen Raums folgende Empfehlungen aus:

vv Die Mitgliedstaaten sollten die Durchführung ihrer bestehenden Verwaltungskontrollen verbessern, indem 
sie alle den Zahlstellen zur Verfügung stehenden relevanten Informationen nutzen. Auf diese Weise kann 
der Großteil der Fehler aufgedeckt und berichtigt werden.

vv Die Kommission sollte sicherstellen, dass alle Fälle, in denen der Hof Fehler aufgedeckt hat, angemessen 
weiterverfolgt werden.

Für die Gemeinsame Agrarpolitik der EU insgesamt empfiehlt der Hof Folgendes:

vv Die Kommission sollte bei ihren Konformitätsprüfungen für eine angemessene Abdeckung sorgen.

vv Die Kommission sollte die bei ihren Konformitätsprüfungen ermittelten Mängel und das anhaltende Pro-
blem der im Konformitätsverfahren insgesamt auftretenden langen Verzögerungen beseitigen.

vv Die Kommission sollte ihre Methode zur Festsetzung von Finanzkorrekturen weiter verbessern, um der Art 
und der Schwere der aufgedeckten Verstöße besser Rechnung zu tragen.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Ausgaben im Themenkreis Entwicklung 
des ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und Gesundheit durch den Hof können Kapitel 4 
des Jahresberichts über die Ausführung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 ent-
nommen werden.
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REGIONALPOLITIK, ENERGIE UND VERKEHR 
40,7 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Diese Prüfung bezog sich auf die Regionalpolitik (darauf entfallen 95 % der Gesamtausgaben in diesem Ausga-
benbereich), die vorwiegend aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Kohäsions-
fonds (KF) finanziert wird. Ziel der Regionalpolitik ist es, durch den Abbau des Entwicklungsgefälles zwischen den 
verschiedenen Regionen den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in der Europäischen Union zu stärken. 
Die Ausgaben für regionalpolitische Maßnahmen unterliegen der geteilten Verwaltung durch die Kommission 
und die Mitgliedstaaten, wobei im Rahmen genehmigter Ausgabenprogramme Projekte kofinanziert werden.

Die verbleibenden 5 % dieses Ausgabenbereichs entfallen auf die Politikbereiche Energie und Verkehr. Mit der 
Energie- und Verkehrspolitik wird das Ziel verfolgt, den europäischen Bürgern und Unternehmen sichere, nach-
haltige und wettbewerbsfähige Systeme und Dienstleistungen im Energie- und Verkehrsbereich bereitzustel-
len. Diese Ausgaben werden von der Kommission direkt verwaltet.

Unsere Feststellungen

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 6,8 % (2011: 6,0 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 49 % (2011: 59 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam
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Der Hof stellte schwerwiegende Verstöße gegen die Vorschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge 
fest. Diese Fehler machen 52 % der vom Hof geschätzten Fehlerquote aus. Der kumulierte Auftragswert der 
247 geprüften öffentlichen Vergabeverfahren beträgt schätzungsweise 6,3 Milliarden Euro.	

Beispiel: Schwerwiegender Verstoß gegen die Vorschriften für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge 

Beim Bau einer Hochgeschwindigkeitseisenbahnstrecke in Frankreich wurden zwei Aufträge für Hoch- und 
Tiefbau freihändig an dasselbe Unternehmen vergeben, das zuvor ähnliche Dienstleistungen erbracht hat-
te. Eine solche freihändige Vergabe steht jedoch nicht mit den geltenden Vorschriften für die Auftrags-
vergabe in Einklang, und der Auftrag hätte ausgeschrieben werden müssen.

Ähnliche Fälle der ungerechtfertigten freihändigen Vergabe von Aufträgen wurden bei im Rahmen der 
Regionalpolitik durchgeführten Projekten in Polen festgestellt.

Die zweithäufigste Fehlerart waren nicht förderfähige Zahlungen im Zusammenhang mit Projekten, die die 
notwendigen Voraussetzungen nicht erfüllten , und zwar entweder für einen Teil der Zahlung oder für das 
gesamte Projekt. Diese Fehler machen 28 % der vom Hof geschätzten Fehlerquote aus.

Beispiel: Gemeldete Ausgaben, die außerhalb des Förderzeitraums getätigt wurden

Bei einem Projekt in Finnland, das die Erstellung eines Bauplans für eine Autobahnumgehung betraf, wur-
den sechs Rechnungen, die vor dem Beginn des Förderzeitraums angefallen waren, in die Ausgabener-
klärung aufgenommen. Diese Ausgaben wurden der Kommission zu Unrecht als förderfähig gemeldet.

Ähnliche Fälle, in denen Ausgaben wegen Nichtbeachtung des Förderzeitraums nicht förderfähig waren, 
wurden bei EFRE‑Projekten in Frankreich und Österreich festgestellt.

Bei 56 % der fehlerbehafteten Vorgänge verfügten die Behörden der Mitgliedstaaten über genügend In-
formationen, um den Fehler aufzudecken und zu berichtigen.

Prüfbehörden , die von den Mitgliedstaaten im Kontext der Kohäsionspolitik geschaffen wurden, kommt im 
Hinblick auf die Gewährleistung der Ordnungsmäßigkeit der im Rahmen des EFRE, des Kohäsionsfonds und des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) erstatteten Ausgaben eine Schlüsselrolle zu. Der Hof bewertete die Arbeitswei-
se von vier in einer Stichprobe erfassten Prüfbehörden, von denen er drei als „bedingt wirksam“ und eine als 
„wirksam“ einstufte.
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Unsere Empfehlungen

Der Hof unterbreitet der Kommission die folgenden Empfehlungen:

vv Sie sollte Schwachstellen in den „Primärkontrollen“ der Verwaltungsbehörden und zwischengeschalteten 
Stellen beheben, indem sie spezifische Anleitungen gibt und gegebenenfalls Fortbildungsmaßnahmen 
anbietet.

vv Sie sollte auf der Grundlage der Erfahrungen, die sie im Programmplanungszeitraum 2007-2013 gewonnen 
hat, eine Bewertung des Einsatzes der nationalen Förderfähigkeitsregeln vornehmen, um Bereiche zu ermit-
teln, in denen weitere Vereinfachungen möglich sind, und unnötig komplizierte Regeln (sog. gold plating, 
d. h. Überregulierung) abzuschaffen.

vv Sie sollte klare Regeln und solide Anleitungen herausgeben, wie im Programmplanungszeitraum 2014-2020 
die Förderfähigkeit von Projekten zu bewerten und die Kofinanzierung von Einnahmen schaffenden Pro-
jekten zu berechnen ist.

vv Sie sollte sich dafür einsetzen, dass sich die Arbeit der Prüfbehörden sowie die Qualität und Zuverlässig-
keit der in den jährlichen Kontrollberichten und Stellungnahmen gelieferten Informationen verbessern.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Ausgaben im Themenkreis Regionalpoli-
tik, Energie und Verkehr durch den Hof können Kapitel 5 des Jahresberichts über die Ausfüh-
rung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALES 
13,4 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung 

Die Prüfung bezog sich auf den Ausgabenbereich Beschäfti-
gung und Soziales, der einen Teil der Kohäsionspolitik der EU 
bildet. Die wichtigsten mit den Ausgaben in diesem Bereich 
verfolgten Ziele sind die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die 
Entwicklung der Humanressourcen und die Förderung der Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt. Die Beschäftigungs- und So-
zialpolitik wird vor allem über den Europäischen Sozialfonds 
(ESF) umgesetzt: 96 % der im Jahr 2012 in diesem Bereich ge-
tätigten Ausgaben gingen zulasten dieses Fonds. Aus dem ESF 
werden Investitionen in das Humankapital in Form von Aus-
bildung sowie andere Beschäftigungsmaßnahmen gefördert. 
Die Ausgaben unterliegen der geteilten Verwaltung mit den 
Mitgliedstaaten.

Unsere Feststellungen 

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 3,2 % (2011: 2,2 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 35 % (2011: 40 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam

Die Mehrzahl der aufgedeckten Fehler - 74 % der geschätzten Fehlerquote - betraf Erstattungen für nicht 
förderfähige Kosten, Projekte, Begünstigte oder Teilnehmer.

Beispiel: Nicht förderfähige Teilnehmer

Spanische Unternehmen erhielten für die Einstellung von Arbeitslosen Fördermittel. Eine von den Teil-
nehmern zu erfüllende Bedingung bestand darin, dass die Arbeitgeber die neu eingestellten Mitarbeiter 
mindestens drei Jahre oder in manchen Fällen bis zu fünf Jahre weiterbeschäftigen mussten. Diese Be-
dingung wurde bei zwölf Personen nicht eingehalten. Die für die nicht förderfähigen Teilnehmer geltend 
gemachten Kosten beliefen sich auf 39,2 % des geprüften Betrags.

Zu ähnlichen Feststellungen gelangte der Hof auch bei einem Projekt in Italien.
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Bei 67 % der fehlerbehafteten Vorgänge verfügten die Behörden der Mitgliedstaaten über genügend In-
formationen, um den Fehler aufzudecken und zu berichtigen.

Auf Empfehlung des Hofes und mit dem Ziel, die Fehlerwahrscheinlichkeit und den Verwaltungsaufwand für die 
Projektträger zu verringern, wurde 2009 die Anwendung von Pauschalbeträgen und Pauschalsätzen anstelle 
der Erstattung „tatsächlicher Kosten“ ausgeweitet. Im Zuge seiner Prüfung zum Haushaltsjahr 2012 deckte der 
Hof im Zusammenhang mit der konkreten Anwendung von Pauschalbeträgen und Pauschalsätzen keine quan-
tifizierbaren Fehler auf. Dies deutet darauf hin, dass Projekte, deren Kosten mithilfe dieser Zahlungsoptionen 
geltend gemacht werden, weniger fehleranfällig sind. Daher würde eine stärkere Nutzung von Pauschalbeträ-
gen und Pauschalsätzen in der Regel positive Auswirkungen auf die Fehlerquote haben. 

Unsere Empfehlungen

Der Hof unterbreitet der Kommission die folgenden Empfehlungen:

vv Sie sollte Schwachstellen in den „Primärkontrollen“ der Verwaltungsbehörden und zwischengeschalteten 
Stellen beheben, indem sie spezifische Anleitungen gibt und gegebenenfalls Fortbildungsmaßnahmen 
anbietet.

vv Sie sollte auf der Grundlage der Erfahrungen, die sie im Programmplanungszeitraum 2007-2013 gewonnen 
hat, eine Bewertung des Einsatzes der nationalen Förderfähigkeitsregeln vornehmen, um Bereiche zu er-
mitteln, in denen weitere Vereinfachungen möglich sind, und unnötig komplizierte Regeln abzuschaffen.

vv Sie sollte die umfassende Anwendung von Pauschalbeträgen und Pauschalsätzen fördern, um das Feh-
lerrisiko in den Kostenabrechnungen und den Verwaltungsaufwand für die Begünstigten zu verringern.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Ausgaben im Politikbereich Beschäfti-
gung und Soziales durch den Hof können Kapitel 6 des Jahresberichts über die Ausführung 
des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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AUSSENBEZIEHUNGEN, AUSSENHILFE UND ERWEITERUNG 
6,6 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Dieser Ausgabenbereich umfasst die Ausgaben für Außen-
beziehungen, Entwicklung, humanitäre Hilfe sowie für Maß-
nahmen zugunsten von Bewerber- und Beitrittsländern. Die 
Entwicklungsprojekte sind auf über 150 Länder weltweit ver-
teilt, und die Durchführungseinrichtungen weisen im Hin-
blick auf ihre Größe und ihre Erfahrung erhebliche Unter-
schiede auf. Die Förderung der Projekte aus EU‑Mitteln ist 
an die Einhaltung von Bedingungen geknüpft, die in spezi-
fischen Finanzierungsvereinbarungen festgelegt sind, sowie 
auch an die Einhaltung anderer Vorschriften, beispielswei-
se bezüglich der Ausschreibungs- und Auftragsvergabe-
verfahren. Die Ausgaben werden entweder direkt von den 
Generaldirektionen der Kommission - durch die zentralen 

Kommissionsdienststellen in Brüssel oder die EU‑Delegationen in den Empfängerländern - oder gemeinsam mit 
internationalen Organisationen verwaltet.

Unsere Feststellungen

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 3,3 %*

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 23 %

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam

* Auf die abgerechneten Vorschüsse - ein neuer Bestandteil der Stichprobe für 2012, der 68 % des Wertes der geprüften 
Grundgesamtheit ausmachte - entfallen 3,2 Prozentpunkte der für diesen Ausgabenbereich insgesamt geschätzten Fehlerquote.

Die meisten Fehler betrafen auf der Ebene der Endbegünstigten getätigte nicht förderfähige Ausgaben wie au-
ßerhalb des Förderzeitraums getätigte Ausgaben, Einbeziehung nicht förderfähiger Ausgaben in die Projektkos-
tenaufstellungen (z. B. MwSt., nicht gerechtfertigte Personalkosten bzw. Gemeinkosten) und nicht durch ange-
messene Belegdokumente untermauerte Ausgaben. 

Beispiel: Nicht förderfähige Ausgaben

Die Kommission leistete Zahlungen in Höhe von 90 000 Euro an eine Nichtregierungsorganisation in Gu-
atemala. Sie erstattete nicht förderfähige Ausgaben für MwSt. sowie für Gehälter von Bediensteten, die 
außerhalb des durch die Finanzhilfe abgedeckten Zeitraums tätig waren. Rund 18 % der erstatteten Aus-
gaben waren nicht förderfähig.
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AUS DEM EU‑HAUSHALT UND DEN EEF IM BEREICH AUSSENHILFE GETÄTIGTE AUSGABEN

Die Generaldirektion EuropeAid der Kommission verwaltet nicht nur den Großteil der die Außenhilfe betreffen-
den Ausgaben aus dem EU‑Haushalt, sondern auch fast alle im Rahmen der Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF) getätigten Ausgaben. (Die Beurteilung der EEF durch den Hof ist auf den Seiten 33 und 34 zusammenge-
fasst). Das Ausmaß, in dem die geprüften Vorgänge mit Fehlern behaftet waren, ist ein Zeichen für Schwach-
stellen in den von EuropeAid vor der Zahlung durchgeführten Kontrollen. Außerdem erhöhte die Tatsache, dass 
Zahlungen spät abgerechnet und Verträge spät endgültig abgerechnet wurden, das Risiko, dass wichtige Be-
legdokumente nicht zur Verfügung standen, wenn sie zur Untermauerung der Zahlungen benötigt wurden. Die 
Managementinformationssysteme von EuropeAid und die Weiterverfolgung von externen Prüfungen, Ausga-
benüberprüfungen und Monitoringbesuchen weisen nach wie vor Schwachstellen auf.

Im Jahr 2012 hat EuropeAid zum ersten Mal eine Analyse durchgeführt, um die Quote der Fehler zu schätzen, 
die trotz aller auf die Vermeidung, Aufdeckung und Berichtigung von Fehlern abzielenden Verwaltungskont-
rollen aufgetreten sind, also eine Analyse der Restfehlerquote. Auf der Grundlage dieser Analyse wird die Rest-
fehlerquote auf 3,63 % geschätzt. Auch wenn die Methode zur Ermittlung der Restfehlerquote noch verfeinert 
werden könnte, so war sie doch grundsätzlich gut konzipiert, und die Analyse hat interessante und potenziell 
nützliche Informationen geliefert. 

Der Hof bewertete daher die Überwachungs- und Kontrollsysteme von EuropeAid als bedingt wirksam.

Die Überwachungs- und Kontrollsysteme der Generaldirektion Erweiterung wurden vom Hof als wirksam bewertet.

Unsere Empfehlungen

Der Hof empfiehlt der Kommission Folgendes:

vv Sicherstellung einer zeitnahen Abrechnung der Ausgaben;

vv Förderung eines besseren Dokumentenmanagements durch die für die Durchführung zuständigen Partner 
und die Begünstigten;

vv Verbesserung der Verwaltung der Auftragsvergabeverfahren durch Festlegung klarer Auswahlkriterien und 
bessere Dokumentation des Bewertungsprozesses; 

vv Einleitung wirksamer Maßnahmen, um die Qualität der von externen Prüfern durchgeführten Ausgaben-
überprüfungen zu verbessern;

vv Anwendung einer kohärenten und tragfähigen Methode zur Berechnung der Restfehlerquote durch die 
im Bereich Außenbeziehungen tätigen Generaldirektionen.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Ausgaben im Themenkreis Außenbezie-
hungen, Außenhilfe und Erweiterung durch den Hof können Kapitel 7 des Jahresberichts über 
die Ausführung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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FORSCHUNG UND ANDERE INTERNE POLITIKBEREICHE 
10,7 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Die wichtigste Komponente dieses Ausgabenbereichs sind die Rah-
menprogramme (RP) für Forschung und technologische Entwick-
lung, auf die 68 % der gesamten operativen Ausgaben entfallen. 
Die anderen internen Politikbereiche umfassen das Programm für 
lebenslanges Lernen, auf das 13 % der Ausgaben entfallen, und die 
Bereiche Inneres, Wirtschaft und Finanzen sowie die Satellitenna-
vigationsprogramme der EU. Der überwiegende Teil der Ausgaben 
wird von der Kommission direkt verwaltet.

Unsere Feststellungen 

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 3,9 %*

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 49 %

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam

* Auf die abgerechneten Vorschüsse - ein neuer Bestandteil der Stichprobe für 2012, der 62 % des Wertes der geprüften 
Grundgesamtheit ausmachte - entfallen 2,1 Prozentpunkte der für diesen Ausgabenbereich insgesamt geschätzten Fehlerquote.

Die Hauptfehlerquellen sind nach wie vor die Einbeziehung nicht förderfähiger Kosten in die Projektkosten-
aufstellungen zu den Forschungsrahmenprogrammen (siehe Beispiel) und die Anwendung unrichtiger Me-
thoden für die Berechnung der Personal- und indirekten Kosten durch die Empfänger von Mitteln aus dem 
Rahmenprogramm.

Beispiel: Nicht förderfähige Kosten

Der Hof deckte mehrere Fehler in den von einem an einem Forschungsprojekt beteiligten Zuwendungs-
empfänger bei der Kommission geltend gemachten Kosten auf : nicht korrekt berechnete Personalkosten, 
die auf den veranschlagten und nicht auf den tatsächlichen Zahlen beruhten, nicht belegte Reisekosten 
sowie indirekte Kosten, die auf nicht korrekt berechneten Gemeinkostenstundensätzen beruhten und in 
die nicht beihilfefähige Kostenkategorien, die nicht mit dem Projekt in Zusammenhang standen, einge-
rechnet wurden. Der Zuwendungsempfänger meldete nicht förderfähige Kosten von rund 60 000 Euro. Da 
der EU‑Kofinanzierungssatz für dieses Projekt 70 % beträgt, erstattete die Kommission rund 42 000 Euro 
zu Unrecht.
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Die Kommission zahlt Finanzhilfen für Forschung seit einigen Jahren erheblich schneller aus. Allerdings stellte 
der Hof 2012 mehrere Fälle fest, in denen als Projektkoordinatoren fungierende Zuwendungsempfänger 
die Mittel erst nach langen Verzögerungen an andere Projektpartner weiterleiteten. Solche Verzögerungen 
können schwerwiegende finanzielle Folgen haben, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen oder an-
dere Begünstigte, die in hohem Maß von EU‑Fördermitteln abhängen. 

Beim Forschungsrahmenprogramm müssen Zuwendungsempfänger von einem unabhängigen Prüfer ausge-
stellte Prüfungsbescheinigungen vorlegen, wenn der EU‑Beitrag höher als 375 000 Euro ist. Der unabhängige 
Prüfer sollte bescheinigen, dass die gemeldeten Kosten mit den in der Finanzhilfevereinbarung festgelegten 
Förderfähigkeitskriterien in Einklang stehen. In einem Drittel der geprüften Fälle, zu denen eine Prüfungsbe -
scheinigung vorgelegt worden war, stellte der Hof jedoch ein signifikantes Ausmaß an Fehlern fest.

Die Jährlichen Tätigkeitsberichte der Generaldirektionen Forschung und Innovation, Bildung und Kultur sowie 
Wirtschaft und Finanzen und der Jährliche Tätigkeitsbericht der Exekutivagentur für die Forschung enthalten 
eine angemessene Bewertung des Finanzmanagements im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der zugrunde 
liegenden Vorgänge, und die vorgelegten Informationen bestätigen weitgehend die Feststellungen und Schluss-
folgerungen des Hofes. Der Jährliche Tätigkeitsbericht der GD Forschung und Innovation ist ein Beispiel für 
eine empfehlenswerte Vorgehensweise, denn er liefert eine klare und umfassende Analyse der Faktoren, die 
die Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben beeinträchtigen.

Unsere Empfehlungen

Der Hof unterbreitet der Kommission die folgenden Empfehlungen:

vv Sie sollte sich noch stärker um Behebung der festgestellten Fehler bemühen, insbesondere indem sie 
die Zuwendungsempfänger und unabhängigen Prüfer an die Förderfähigkeitsregeln erinnert und erneut 
darauf hinweist, dass die Zuwendungsempfänger für alle gemeldeten Kosten Belege beibringen müssen.

vv Sie sollte die für Forschungsrahmenprogrammprojekte zuständigen Koordinatoren daran erinnern, dass 
sie die erhaltenen Mittel unverzüglich an die anderen Projektpartner weiterleiten müssen.

vv Sie sollte die vom Hof in den Ex‑ante‑Kontrollen ermittelten Schwachstellen analysieren, um zu beurteilen, 
ob diese Kontrollen geändert werden müssen.

vv Sie sollte die Verzögerungen bei der Durchführung von Ex‑post‑Prüfungen verringern und die Umset-
zungsquote bei hochgerechneten Korrekturen erhöhen.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der EU‑Ausgaben im Themenkreis Forschung 
und andere interne Politikbereiche durch den Hof können Kapitel 8 des Jahresberichts über 
die Ausführung des EU‑Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.



32
Überblick über die Prüfung der EU im Jahr 2012 
Kurzinformation zu den Jahresberichten 2012

VERWALTUNGS- UND SONSTIGE AUSGABEN 
10,0 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Die Verwaltungs- und sonstigen Ausgaben umfassen die 
Ausgaben der Organe und anderen Einrichtungen der 
EU. Die Ausgaben für Personal (Gehälter, Zulagen und 
Versorgungsbezüge) machen 60 % des Ausgabenbe-
reichs aus; der verbleibende Anteil entfällt auf Ausgaben 
für Gebäude, Ausstattung, Energie, Kommunikation und 
Informationstechnologie. 

Der Hof bewertet die Wirksamkeit der Kontrollsysteme be-
züglich der Verwaltung der EU‑Organe nach dem Rotati-
onsprinzip. In diesem Jahr wurden das Europäische Par-
lament, der Europäische Rat und der Rat der EU geprüft.

Die Ergebnisse der Prüfungen des Hofes bei den Agentu-
ren und sonstigen dezentralen Einrichtungen der Euro-

päischen Union werden in besonderen Jahresberichten behandelt, deren Veröffentlichung gesondert erfolgt. 

Unsere Feststellungen 

o	 In wesentlichem Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Nein

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 0 % (2011: 0,1 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 1 % (2011: 7 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Wirksam

Unsere Empfehlungen

Der Hof empfiehlt, dass das Parlament, der Europäische Rat und der Rat der EU durch geeignete Kontrollme-
chanismen und bessere Anleitung sicherstellen, dass die Anweisungsbefugten Konzeption, Koordinierung und 
Durchführung von Vergabeverfahren verbessern.

 

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der Verwaltungs- und sonstigen Ausgaben der EU 
durch den Hof können Kapitel 9 des Jahresberichts über die Ausführung des EU‑Haushaltsplans 
zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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EUROPÄISCHE ENTWICKLUNGSFONDS (EEF) 
2,9 MILLIARDEN EURO

Gegenstand unserer Prüfung

Im Rahmen der EEF gewährt die Europäische Union Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit mit den Staa-
ten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP‑Staaten) und den überseeischen Ländern 
und Gebieten (ÜLG). Ziel dieser Ausgaben ist es, die Armut einzudämmen und schließlich zu besiegen. Außer-
dem sollen eine nachhaltige Entwicklung sowie die Integration der AKP‑Staaten und ÜLG in die Weltwirtschaft 
gefördert werden.

Die EEF werden von den Mitgliedstaaten finanziert. Sie unterliegen einer eigenen Finanzregelung und werden 
von der Europäischen Kommission außerhalb des Gesamthaushaltsplans der EU verwaltet. Das Umfeld, in dem 
die aus den EEF finanzierte Außenhilfe umgesetzt wird, ist mit einem hohen Risiko behaftet, was insbesondere 
daran liegt, dass die Tätigkeiten geografisch stark verstreut sind und die Partnerländer nicht über ausreichen-
de institutionelle und administrative Kapazitäten verfügen.

Unsere Feststellungen

o	 Zuverlässigkeit der Rechnungsführung der EEF:	 �Die Jahresabschlüsse 2012 der EEF stellen 
die Vermögens- und Finanzlage der EEF, 
die Ergebnisse ihrer Vorgänge, ihre Cash-
flows und die Veränderungen des Netto-
vermögens insgesamt sachgerecht dar

o	 EEF‑Einnahmen in wesentlichem 
Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Nein

o	 EEF‑Mittelbindungen in wesentlichem 
Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Nein

o	 EEF‑Zahlungen in wesentlichem 
Ausmaß mit Fehlern behaftet?	 Ja

o	 Geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote:	 3,0 % (2011: 5,1 %)

o	 Mit Fehlern behaftete geprüfte Vorgänge:	 26 % (2011: 33 %)

o	 Geprüfte Kontrollsysteme:	 Bedingt wirksam
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Typische Fehler bei den die EEF‑Projekte betreffenden Vorgängen waren Förderfähigkeitsfehler: Dazu gehö-
ren beispielsweise Ausgaben für im Auftrag nicht vorgesehene Tätigkeiten, Nichtbeachtung der Vergabever-
fahren durch den Begünstigten und Ausgaben, die außerhalb des Durchführungszeitraums entstanden waren 
oder über den festgelegten Finanzrahmen hinausgehende Ausgaben.

Aus den EEF werden auch Budgethilfen gewährt, bei denen die Zahlungen direkt in den Haushalt eines Ent-
wicklungslands fließen, sofern spezifische Bedingungen erfüllt sind. Der Hof stellte Fehler bei Vorgängen im 
Zusammenhang mit Budgethilfen fest, bei denen die Kommission keine spezifischen Zahlungsvoraussetzungen 
festlegte bzw. bei denen sie die festgelegten Bedingungen nicht ordnungsgemäß anwandte (siehe Beispiel).

Beispiel: Fehlende Festsetzung einer spezifischen Zahlungsvoraussetzung für Budgethilfen

Der Hof prüfte eine Zahlung in Höhe von 600 000 Euro im Zusammenhang mit der Unterstützung des 
Programms zur Reform der Wirtschaft in Vanuatu im Zeitraum 2007-2010, die mit einer leistungsbezoge-
nen variablen Tranche über 200 000 Euro verbunden war. Gemäß der Finanzierungsvereinbarung war die 
Kommission gehalten, spezifische Leistungsindikatoren für das öffentliche Finanzmanagement festzule-
gen, was sie jedoch nicht tat. 

Die Beurteilung des Hofes der Überwachungs- und Kontrollsysteme der für die Durchführung der meisten EEF‑Aus-
gaben zuständigen Generaldirektion EuropeAid der Kommission ist auf den Seiten 28 und 29 zusammengefasst.

Unsere Empfehlungen

Der Hof empfiehlt der Kommission Folgendes:

vv Gewährleistung einer zügigen Abrechnung der Ausgaben;

vv Förderung eines besseren Dokumentenmanagements durch die für die Durchführung zuständigen Partner 
und die Begünstigten; 

vv Durchführung wirksamer Maßnahmen, um die Qualität der Ausgabenüberprüfungen durch externe Prüfer 
zu verbessern;

vv Gewährleistung der ordnungsgemäßen Anwendung der spezifischen Bedingungen für Budgethilfezahlungen;

vv Sicherstellung, dass die Einziehungsanordnungen für Zinsen auf Vor finanzierungen über mehr als 
750 000 Euro jährlich ausgestellt werden.

Die vollständigen Informationen zur Prüfung der Europäischen Entwicklungsfonds durch den 
Hof können dem Jahresbericht über die Tätigkeiten im Rahmen des achten, neunten und 
zehnten Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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ERLÄUTERUNGEN UND 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN
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DER EU‑HAUSHALT 2012

Im Jahr 2012 beliefen sich die Zahlungen aus dem EU‑Haushalt auf insgesamt 138,6 Milliarden Euro, was etwa 
einem Prozent des BNE (Bruttonationaleinkommen) der Union entspricht. Im Gegensatz dazu entfällt auf die öf-
fentlichen Haushalte der Mitgliedstaaten in vielen Fällen rund die Hälfte des jeweiligen BNE. Der EU‑Haushalt 
wird jährlich - auf der Grundlage eines siebenjährigen Finanzrahmens - vom Europäischen Parlament und vom 
Rat festgestellt. Dafür zu sorgen, dass die Haushaltsmittel ordnungsgemäß verausgabt werden, liegt in erster 
Linie in der Zuständigkeit der Kommission. Rund 80 % der Ausgaben unterliegen - in den Themenkreisen Land-
wirtschaft und Kohäsion - der geteilten Verwaltung mit den Mitgliedstaaten der EU.

WOHER STAMMEN DIE MITTEL?

Die Einnahmen der EU bestehen hauptsächlich aus Eigenmittelbeiträgen der Mitgliedstaaten, die von ihrem 
Bruttonationaleinkommen (BNE) abgeleitet bzw. anhand einer bestimmten Bemessungsgrundlage für die von 
den Mitgliedstaaten erhobene Mehrwertsteuer (MwSt.) berechnet werden, sowie aus Zöllen und Agrarzöllen 
(traditionelle Eigenmittel).

EINNAHMEN DES JAHRES 2012 

Sonstige
8 %

BNE-Eigenmittel
70 %

MwSt.-Eigenmittel
10 %

Traditionelle
Eigenmittel

12 %

Gesamteinnahmen 2012 
139,5 Milliarden Euro 
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WOFÜR WERDEN DIE MITTEL AUSGEGEBEN?

Den größten Einzelanteil an den Ausgaben aus dem EU‑Haushalt haben Landwirtschaft und natürliche Ressour-
cen (Ausgabenbereiche Landwirtschaft: Marktstützung und Direktzahlungen sowie Entwicklung des ländlichen 
Raums, Umwelt, Fischerei und Gesundheit) - in erster Linie in Form von Zahlungen an Landwirte. Auf sie entfällt 
fast die Hälfte der Haushaltsausgaben. Ein weiterer großer Anteil entfällt auf den Themenkreis Regionalpolitik, 
Energie und Verkehr sowie auf den Themenkreis Beschäftigung und Soziales, in deren Rahmen ein breites Spek-
trum an Projekten kofinanziert wird, angefangen von der Renovierung von Gebäuden bis hin zum Bau von Ei-
senbahnnetzen in ganz Europa. Auf diese Bereiche entfällt etwa ein Drittel der Haushaltsausgaben.

AUSGABEN DES JAHRES 2012 

Entwicklung des
ländlichen Raums,

Umwelt,
Fischerei und Gesundheit 

11 %

Landwirtschaft:
Marktstützung

und Direktzahlungen
32 %

Verwaltungs- und
sonstige Ausgaben

7 %

Regionalpolitik,
Energie und Verkehr

29 %

Beschäftigung
und Soziales

8 %

Außenbeziehungen,
Außenhilfe

und Erweiterung
4 %

Forschung und andere
interne Politikbereiche

9 %

Ausgaben des Jahres 2012 insgesamt 
138,6 Milliarden Euro
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DER DAS‑ANSATZ AUF EINEN BLICK

Die Prüfungsurteile des Hofes im Rahmen der Zuverlässigkeitserklärung - déclaration d’assurance (DAS) - stützen 
sich auf objektive Nachweise, die insbesondere durch in Übereinstimmung mit internationalen Prüfungsgrund-
sätzen durchgeführte Prüfungshandlungen erlangt werden. Dies geschieht wie folgt.

ZUVERLÄSSIGKEIT DER RECHNUNGSFÜHRUNG

SIND DIE ANGABEN IN DER JAHRESRECHNUNG DER EU VOLLSTÄNDIG UND GENAU?

Der EU‑Haushalt ist komplex. Die Generaldirektionen der Kommission veranlassen jährlich Hunderttau-
sende Buchungseinträge, denen Angaben aus vielen verschiedenen Quellen (einschließlich der Mitglied-
staaten) zugrunde liegen. Der Hof prüft, ob die Rechnungsführungsverfahren ordnungsgemäß funktio-
nieren und die resultierenden Rechnungsführungsdaten vollständig, korrekt erfasst und ordnungsgemäß 
dargestellt sind. 

vv Bewertung des Rechnungsführungssystems, um zu ermitteln, ob es eine solide Grundlage für zuver-
lässige (vollständige und genaue) Daten bildet.

vv Überprüfung der wichtigsten Rechnungsführungsver fahren ,  um zu ermitteln,  ob s ie korrekt 
funktionieren.

vv Analytische Prüfungen von Rechnungsführungsdaten , um zu ermitteln, ob sie kohärent dargestellt 
sind und plausibel erscheinen.

vv Direktprüfung einer Stichprobe von Buchungseinträgen, um zu ermitteln, ob die zugrunde liegenden 
Vorgänge tatsächlich vorhanden und korrekt erfasst sind.

vv Prüfung von Rechnungsabschlüssen, um zu ermitteln, ob sie die Finanzlage sachgerecht darstellen.
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ORDNUNGSMÄSSIGKEIT DER VORGÄNGE

WERDEN BEI DEN DER JAHRESRECHNUNG DER EU ZUGRUNDE LIEGENDEN EINNAHMENVORGÄNGEN 
UND ALS AUSGABEN ERFASSTEN ZAHLUNGSVORGÄNGEN1 DIE JEWEILS MASSGEBLICHEN 
VORSCHRIFTEN EINGEHALTEN? 

Im Zuge der Ausführung des Haushaltsplans der EU werden Millionen von Zahlungen an Begünstigte in-
nerhalb der EU und in der übrigen Welt geleistet. Die meisten dieser Ausgaben werden von den Mitglied-
staaten verwaltet. Zur Erlangung der erforderlichen Nachweise nimmt der Hof Direktprüfungen von Ein-
nahmen und als Ausgaben erfassten Zahlungen vor und bewertet die Systeme, mit denen die Zahlungen 
abgewickelt und kontrolliert werden.

vv Anhand statistischer Methoden werden aus allen Teilen des EU‑Haushalts Stichproben von Vorgängen 
gezogen, die den Prüfern des Hofes als Grundlage für eingehende Prüfungen dienen.

vv Die in der Stichprobe erfassten Vorgänge werden eingehend geprüft, in der Regel vor Ort bei den 
Endempfängern (z. B. einem Landwirt, einer Forschungseinrichtung, einem Unternehmen, das öffentlich 
ausgeschriebene Bauarbeiten ausführt oder Dienstleistungen erbringt), um direkte Nachweise dafür zu 
erlangen, dass der Vorgang durch ein Ereignis begründet und ordnungsgemäß erfasst ist sowie den für 
die betreffenden Zahlungen maßgeblichen Vorschriften entspricht.

vv Fehler werden analysiert und als quantifizierbar oder nicht quantifizierbar eingestuft.

vv Durch Extrapolation der quantifizierbaren Fehler werden die Auswirkungen der Fehler in Form einer 
„wahrscheinlichsten“ Fehlerquote berechnet.

vv Es wird eine Reihe von Kontrollsystemen bewertet , um zu ermitteln, ob diese die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der ihnen unterliegenden Vorgänge wirksam gewährleisten.

vv Weitere einschlägige Informationen wie etwa Jährliche Tätigkeitsberichte und Berichte anderer Prüfer 
werden berücksichtigt.

vv Alle Prüfungsfeststellungen werden sowohl mit den nationalen Behörden als auch mit der Kommission 
erörtert, damit sichergestellt ist, dass die Fakten korrekt sind.

vv Der Hof gibt seine Prüfungsurteile auf der Grundlage der durchgeführten Prüfungshandlungen und 
der erzielten Ergebnisse ab.

1	 Bei den als Ausgaben erfassten Zahlungen handelt es sich um Zwischenzahlungen, Abschlusszahlungen und abgerechnete 
Vorschüsse.

Weitere Informationen zum Prüfungsverfahren für die Erstellung der Zuverlässigkeitserklä-
rung können Anhang 1,1 des Jahresberichts über die Ausführung des EU‑Haushaltsplans zum 
Haushaltsjahr 2012 entnommen werden.
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DER HOF UND SEINE ARBEIT

Der Europäische Rechnungshof (EuRH) ist das unabhängige Prüfungsorgan der Europäischen Union mit Sitz in 
Luxemburg. Er beschäftigt rund 900 Prüfer und Unterstützungsbedienstete aller EU‑Nationalitäten. Seit seiner 
Errichtung im Jahr 1977 schärft er das Bewusstsein für die Bedeutung des EU‑Finanzmanagements und trägt 
zu dessen Verbesserung bei.

Die Prüfungsberichte und Stellungnahmen des Hofes bilden ein wichtiges Glied der Rechenschaftskette der 
EU. Unsere Ergebnisse werden dazu verwendet, die für die Haushaltsführung der EU verantwortlichen Stellen 
- insbesondere im Rahmen des Entlastungsverfahrens - zur Rechenschaft zu ziehen. Hierbei handelt es sich 
hauptsächlich um die Kommission, betroffen sind jedoch auch die übrigen Organe, Einrichtungen und sonsti-
gen Stellen der EU. Bei geteilter Verwaltung spielen die Mitgliedstaaten ebenfalls eine wichtige Rolle. 

Unsere Hauptaufgaben:

vv Prüfungen der Rechnungsführung und Compliance ‑Prüfungen ,  hauptsächlich im Hinblick auf die 
Zuverlässigkeitserklärung (oder DAS);

vv Wirtschaftlichkeitsprüfungen zu Themen, die so ausgewählt werden, dass wir mit unserer Arbeit die 
größtmögliche Wirkung erzielen;

vv Stellungnahmen zu Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit der Haushaltsführung und anderen wich-
tigen Fragen.

Wir sind bestrebt, unsere Ressourcen so einzusetzen, dass wir ein ausgewogenes Verhältnis zwischen unseren 
verschiedenen Tätigkeitsbereichen erreichen, um belastbare Ergebnisse sowie eine zweckmäßige Abdeckung 
der verschiedenen Bereiche des EU‑Haushalts zu erzielen.

UNSERE ERGEBNISSE

Wir legen folgende Ergebnisse vor:

ο	 Jahresberichte zum Gesamthaushaltsplan der EU und zu den Europäischen Entwicklungs-
fonds; die Jahresberichte umfassen hauptsächlich die Prüfungsurteile im Rahmen der Zu-
verlässigkeitserklärung und die zugehörigen Ergebnisse und werden jährlich im November 
veröffentlicht;

ο	 besondere Jahresberichte mit den Prüfungsurteilen zur Rechnungsführung der einzelnen 
Agenturen und sonstigen Einrichtungen der EU; veröffentlichte Berichte 2012: 50;

ο	 Sonderberichte zu ausgewählten Prüfungsthemen, die über das Jahr verteilt veröffentlicht 
werden; hierbei handelt es sich hauptsächlich um Wirtschaftlichkeitsprüfungen; veröffent-
lichte Berichte 2012: 25;

ο	 Stellungnahmen, die vom Europäischen Parlament und vom Rat bei der Verabschiedung 
von EU‑Rechtsvorschriften mit erheblichen Auswirkungen auf das Finanzmanagement 
herangezogen werden; veröffentlichte Stellungnahmen 2012: 10;

ο	 den Jährlichen Tätigkeitsbericht, der Informationen und Erläuterungen zu unseren Tä-
tigkeiten im betreffenden Jahr enthält.
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Mit unserer Arbeit tragen wir zur Aufklärung über das EU‑Finanzmanagement und zur Erhöhung der diesbe-
züglichen Transparenz bei, indem wir eine Zuverlässigkeitsgewähr für den Zustand des Finanzmanagements 
liefern und Empfehlungen für weitere Verbesserungen abgeben. Dies geschieht im Interesse der Bürger der 
Europäischen Union.

Informationen über die Prüfungen des Hofes bei den Agenturen und anderen dezentralen 
Einrichtungen der Europäischen Union können den jeweiligen besonderen Jahresberichten 
zum Haushaltsjahr 2012 entnommen werden, die auf der Website des Hofes abrufbar sind.

Weitere Informationen zu unserer Rolle und unserer Arbeit sind auf unserer Website http://
eca.europa.eu, über unseren Twitter‑Kanal @EUAuditorsECA und unter der E‑Mail‑Adresse 
eca‑info@eca.europa.eu verfügbar.



VOM HOF VORGENOMMENE GLIEDERUNG IN AUSGABENBEREICHE

LISTE DER ENTSPRECHENDEN EINZELPLÄNE (E), TITEL (T) 
UND KAPITEL (K) DES HAUSHALTSPLANS 2012

LANDWIRTSCHAFT: MARKTSTÜTZUNG UND DIREKTZAHLUNGEN

T 05 K 01-03, 06-08	 Im Rahmen des EGFL finanzierte Agrarausgaben

ENT WICKLUNG DES LÄNDLICHEN RAUMS, UMWELT, FISCHEREI UND 
GESUNDHEIT

T 05 K 04-05	 Entwicklung des ländlichen Raums 
T 07	 Klima- und Umweltpolitik
T 11	 Maritime Angelegenheiten und Fischerei
T 17	 Gesundheit und Verbraucherschutz

REGIONALPOLITIK, ENERGIE UND VERKEHR

T 06	 Mobilität und Verkehr
T 13	 Regionalpolitik
T 32	 Energie

BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALES

T 04	 Beschäftigung und Soziales

AUSSENBEZIEHUNGEN, AUSSENHILFE UND ERWEITERUNG

T 19	 Außenbeziehungen
T 21	 Entwicklung und Beziehungen zu den AKP‑Staaten
T 22	 Erweiterung
T 23	 Humanitäre Hilfe

FORSCHUNG UND ANDERE INTERNE POLITIKBEREICHE

T 01	 Wirtschaft und Finanzen
T 02	 Unternehmen
T 03	 Wettbewerb
T 08	 Forschung
T 09	 Informationsgesellschaft und Medien
T 10	 Direkte Forschung
T 12	 Binnenmarkt
T 15	 Bildung und Kultur
T 16	 Kommunikation
T 18	 Inneres
T 20	 Handel
T 33	 Justiz

VERWALTUNGS- UND SONSTIGE AUSGABEN

E I 	 Parlament
E II 	 Rat
E III 	 Kommission
E IV 	 Gerichtshof
E V 	 Rechnungshof
E VI 	 Wirtschafts- und Sozialausschuss
E VII 	 Ausschuss der Regionen
E VIII 	 Europäischer Bürgerbeauftragter
E IX 	 Europäischer Datenschutzbeauftragter
E X 	 Europäischer Auswärtiger Dienst
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Weitere Informationen sind unter folgender Adresse erhältlich: 

Europäischer Rechnungshof
12, rue Alcide De Gasperi

1615 Luxemburg
LUXEMBURG

E‑Mail: eca‑info@eca.europa.eu
http://eca.europa.eu
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DER EUROPÄISCHE RECHNUNGSHOF 
I S T  D A S  U N A B H Ä N G I G E  E X T E R N E 
RECHNUNGSPRÜFUNGSORGAN DER EU – 
HÜTER DER EU‑FINANZEN

In seinen Jahresberichten zum Haushaltsplan der EU und 

zu den Europäischen Entwicklungsfonds gibt der Hof ein 

Prüfungsurteil (Zuverlässigkeitserklärung) über die Zuverlässigkeit 

der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der ihr zugrunde liegenden Vorgänge ab. Diese 

Kurzinformation vermittelt einen Überblick über die wichtigsten 

Feststellungen und Schlussfolgerungen. Der Volltext der Berichte 

ist auf der Website des Hofes abrufbar und wird im Amtsblatt der 

Europäischen Union veröffentlicht.
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